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Anlässlich einer Anhörung
zum Besoldungsgesetz demons-
trierten im November rund 1000
Kolleginnen und Kollegen vor
dem Mainzer Landtag. Drinnen
ging es im Haushalts- und Finan-
zausschuss zur Sache. Die Parla-
mentarier hatten die Gewerk-

schaften eingeladen, um ihre
Stellungnahme zum geplanten
Besoldungsgesetz einzuholen.
DGB-Vorsitzender Dietmar
Muscheid und der stellvertre-
tende GdP-Vorsitzende Heinz-
Werner Gabler bezeichneten
die erst für 1. Juli 2008 geplante
Erhöhung der Besoldung um
0,5% als Hohn.

In den anderen Bundeslän-
dern würde den Beamtinnen
und Beamten ein Mehrfaches an
Aufschlag auf die Bezüge ge-
zahlt.Wie im Tarifbereich müsse

für 2007 eine angemessene Ein-
malzahlung erfolgen. Linear sei-
en die Bezüge schon ab Januar
2008 zu erhöhen – und zwar um
mindestens 2,9%.

Von der Opposition kommt
Unterstützung für die Gewerk-
schaftsforderung. CDU-Chef
Christian Baldauf forderte die
Landesregierung auf,bei der Be-
soldungsanpassung nachzubes-
sern. Es gehe um 2,9% für das
Jahr 2008. Der Vorsitzende der
FDP-Fraktion, Herbert Mertin,
sieht ebenfalls Handlungsbe-
darf. Mindestens die Inflations-
steigerung solle bei der Besol-
dungsanpassung ausgeglichen
werden. Darüber hinaus fordert
die FDP in einem eigenen Ge-
setzantrag, die Ruhegehalts-
fähigkeit der Polizeizulage für
die Jahrgänge 1946 und 1947 zu
garantieren.

SPD-Fraktionsvorsitzender
Jochen Hartloff kündigte in ei-
ner Erklärung an, die mit dem
Besoldungsgesetz für 2008 ge-
plante Erhöhung des Familien-
zuschlages um 50 Euro für das
dritte und alle weiteren Kinder
soll rückwirkend bereits zum 
1. Januar 2007 in Kraft gesetzt
werden. Weiter könne sich die
SPD vorstellen, die Ruhege-
haltsfähigkeit der Polizeizulage

für die Jahrgänge 1946 und 1947
sicherzustellen.

Aus Sicht der GdP sind das
erste gute Ansätze. Heinz-Wer-
ner Gabler:„Aber da muss deut-
lich mehr kommen! In Richtung
Opposition gilt:Ankündigungen
sind noch kein Gesetz. Und die
Regierungsfraktion muss jetzt
zeitnah und klar sagen, wie sie
die Besoldung der Beamten für
2007 und ab 2008 auf einen sach-
gerechten Stand bringen will.
Bei 0,5% zu bleiben und ledig-
lich bei den kinderreichen Be-
amtenfamilien und für 180 Poli-
zistinnen und Polizisten bei der
Polizeizulage nachzubessern,
reicht nun wirklich nicht.“

DGB-Vorsitzender Muscheid
versucht in weiteren Ge-
sprächen mit dem Finanzminis-
ter und der Spitze der SPD-
Landtagsfraktion den Durch-
bruch zu erzielen.

Der Haushalts- und Finanz-
ausschuss wird am 6. Dezember
2007 seine Empfehlung zum Ge-
setz abgeben.Dann geht es sechs
Tage später im Landtag in die
Schlussdebatte. Die GdP appel-
liert noch einmal an alle Abge-
ordneten, statt den Regierungs-
entwurf die geforderten Einmal-
zahlungen und die 2,9% ab 2008
zu beschließen. TW
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Demo in Mainz – Landtag entscheidet

Heinz-Werner Gabler und Teilnehmer der Mainzer Demo

Der Landtag wird am 12./13. Dezember abschließend
über das Besoldungsgesetz beraten. Bis dahin werden
DGB und GdP in ihrem Einsatz nicht nachlassen, die Besol-
dung auf einen sachgerechten Stand zu bringen.
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Die Beförderungskonzeption
2008 macht jetzt schon Ärger. Es
stehen einfach zu wenig Beförde-
rungsstellen zur Verfügung, ob-
wohl in einzelnen Gruppen die
Zahl der Bewerberinnen und Be-
werber stark ansteigt. Einschnitte
sind nicht nur bei den Beförderun-
gen zu A 10 und A 11 gegeben,son-
dern auch im Bereich der Beförde-
rungen zu A 12 und A 13.

Bei der Beförderung zum Ober-
kommissar stehen die Beurteiler
vor der gewaltigen Aufgabe, unter
1500 Bewerbern bewerten zu müs-
sen, wer die etwa 290 Glücklichen
sein sollen, oder anders ausge-
drückt, wer die 1210 Unglückli-
chen sein müssen. Dass es sich nur
um eine Mangelverwaltung han-
delt, erkennt man auch daran, dass

die Säule der „Gesetzten“ bei der
Beförderung zu A 10 in diesem
Jahr gänzlich fehlt. Ursache dafür
ist die Tatsache, dass sich in dieser
Säule, wenn es sie denn gäbe, 293
Kolleginnen und Kollegen befin-
den würden. Das würde Beförde-
rungsmöglichkeiten für Leistungs-
träger in der zweiten Säule aus-
schließen. Deshalb sah sich das
Ministerium gezwungen, zumin-
dest im Jahr 2008 auf diese Säulen-
bildung verzichten zu müssen.Soll-
te sich dieser Zwang in den Folge-
jahren verstetigen, wäre für viele
Kolleginnen und Kollegen im Be-
währungsaufstieg die Ruhege-
haltsfähigkeit der Beförderung
zum POK/KOK ernsthaft in Ge-
fahr.Bei den Kolleginnen und Kol-
legen mit FH oder ASA führt diese

GdP kritisiert Mangelverwaltung
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Streckung der Beförderungsmög-
lichkeiten zu gewaltig verschlech-
terten Beförderungsverläufen. Die
von Seiten des Dienstherrn ge-
machten Versprechungen: Bewäh-
rungsaufstieg bis A 11,A 12 für die
FH-Absolventen und die Zusage,
dass FH-Absolventen immer einen
Vorteil vor den Bewährungsauf-
steigern hätten, werden durch die-
se Mangelverwaltung ad absurdum
geführt.

Auch wenn man im ISM besten
Willens ist,kann von dort das Prob-
lem nicht gelöst werden, da die
Stellenplangrenzen vom Landtag
durch Gesetz für den Doppelhaus-
halt 2007/2008 vorgegeben wur-
den. Daher sind jetzt die Regie-
rung und die Abgeordneten aufge-
fordert, durch einen Nachtrags-
haushalt diese unsägliche Situation
zu beseitigen.

Für die Zukunft könnte eine
Beförderungskonzeption Abhilfe
schaffen. Aber die mittelfristige
Beförderungskonzeption des Jah-
res 1998, die genau 1,5 Beförde-
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BLAUE UNIFORM

Die vom Ministerium einge-
setzte Arbeitsgruppe hat die Er-
gebnisse aus dem Trageversuch
bewertet.Dabei wurden auch die
Erfahrungen und Anregungen
aus der Informationsveranstal-
tung des Hauptpersonalrates ein-
gebracht.

Wichtige Festlegungen der Ar-
beitsgruppe:
● Es wird eine Strickweste ge-

ben,
● die Lederjacke bleibt erhalten,
● der Rock für Frauen wird nicht

angeschafft,
● die taktische Hülle für ballisti-

sche Pakete kommt,
● die Einsatzmütze (Baseball-

cap) wird eingeführt,
● die Wetterjacke wird in Signal-

farbe (gelb) eingeführt,
● die Einführung eines Halb-

schuhes (Outdoor-Schuh)
wird erprobt.

Die so genannte Dienstbeklei-
dung für den WSD (Cargohose,
Windbreaker etc.) wird auch für

große Teile des Innendienstes an-
geschafft. In Absprache mit dem
HPRP findet eine Bewertung ei-
niger Bekleidungsstücke durch
das Hohensteiner Institut statt.

Die meisten Anregungen der
am Trageversuch Beteiligten
wurden von der Arbeitsgruppe
aufgenommen. Die Vorschläge
der Arbeitsgruppe werden nun
im Ministerium bewertet. Ab
dem Herbst 2008 kann mit dem
Beginn der Auslieferung der neu-
en Uniform gerechnet werden.

Das Warten auf die neue Uni-
form darf aber nicht dazu führen,
dass die Kolleginnen und Kolle-
gen keine Uniformteile in Grün
mehr bekommen. Wer ein Be-
kleidungsstück braucht, muss es
auch bekommen, so Heinz-Wer-
ner Gabler. HWG

Der Beförderungstermin 2007 war schon gekennzeichnet
durch erhebliche Einschnitte, insbesondere bei den Beförde-
rungen zum Oberkommissar und zum Hauptkommissar. Die
vom ISM herausgegebene Beförderungsausschreibung für
2008 wird zu noch dramatischeren Konsequenzen führen.

rungstermine überlebte, hat ge-
zeigt, wie Einsparvorgaben auch
den vernünftigsten Ansatz an die
Wand fahren. Daher machen lang-
fristige Konzepte nur dann einen
Sinn, wenn das Beschriebene auch
mit Geld hinterlegt ist und zwar auf
längere Sicht und mindestens über
einen Doppelhaushalt hinaus.

Wenn die Politik sich nicht
rührt,wird das Jahr 2008 für die Po-
lizei nicht rosig. Hier die geplante
in der Höhe nur als „lächerlich“
einzustufende Besoldungsanpas-
sung, da der radikale Einschnitt 
bei der Beförderungsperspektive.
Wenn dies der Dank des Vaterlan-
des ist, na danke.

Übrigens:Die Diäten der Abge-
ordneten des Landtages steigen
nicht wie bei den Beamten geplant
im Sommer, sondern bereits am 
1. 1. 2008.Bei den Diäten der Bun-
destagsabgeordneten sind fast 5%
Erhöhung im Gespräch. Da kann
man doch sagen: Frohe Weihnach-
ten und ein gutes neues Jahr.

HWG

Trageversuch abgeschlossen
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Auf die prekäre Personalsituati-
on und hohe Belastung der Polizei
macht die GdP seit geraumer Zeit
aufmerksam und fordert ein Ge-
gensteuern durch zusätzliches Per-
sonal. Gegenüber Innenminister
Karl Peter Bruch wiederholte GdP-
Vorsitzender Ernst Scharbach jetzt
den eindringlichen Appell: Die
Landesregierung soll zusätzliche
Einstellungen für die Polizei auf
den Weg bringen.

Blick zurück: Mit dem Bericht
zur „Zukunft der Polizei in Rhein-
land-Pfalz“ vom 8. 1. 2004 (Land-
tagsdrucksache 14/2791) bekräfti-
gen Landesregierung und Landtag
ihre Auffassung, dass der Personal-
stand der Polizei, ausgehend vom
Stand des Jahres 2001,bei Beibehal-
tung der bewährten Organisations-
struktur langfristig eingehalten
werden muss. Mit dieser „Mindest-
stärke“ von 9000 Polizistinnen und
Polizisten sollen die alltäglichen
Anforderungen des Polizeidienstes
in den nächsten Jahren bewältigt
werden können. Diese Einschät-
zung teilt die GdP nicht.Nach unse-
rer Auffassung reicht der Personal-
bestand nicht aus, um die stark
steigenden Anforderungen in der
Ermittlungstätigkeit, Beweissiche-
rung und Gefahrenabwehr rund um
die Uhr tatsächlich bewältigen zu
können. Rheinland-Pfalz braucht
10 000 Polizistinnen und Polizisten.

Die Personalplanung sieht vor,
bis zum Jahr 2010 jährlich mindes-
tens 250, ab 2011 mindestens 350
Polizeianwärterinnen und -anwär-
ter einzustellen. So sollen die stark
ansteigenden Zahlen an Ruhe-
standsversetzungen Ausgleich fin-
den. Tatsächlich wurden im letzten
Jahr 303 und in diesem Jahr weitere
302 Polizeianwärterinnen und -an-
wärter eingestellt. Der gegenüber
den geplanten 250 Neueinstellun-
gen pro Jahr sich ergebende Auf-
schlag ist keine Verstärkung der Po-

lizei, sondern dient lediglich dem
Ausgleich von Personalabgängen
im Ausbildungsverlauf aus dem
Vorjahr.

Aus Sicht der GdP gibt es eine
Reihe weiterer Gesichtspunkte, die
bisher nicht oder nicht ausreichend
bei der Personalplanung Berück-
sichtigung fanden. Sie müssen auf-
grund des prekären Personalstan-
des in die weiteren Überlegungen
einbezogen werden:
■ In der Kriminalitätsbekämpfung
stellen sich neue Herausforderun-
gen. Gerade im Bereich der Ab-
wehr terroristischer Gefährdung
zeichnen sich dauerhafte Aufga-
benstellungen ab,die nur mit neuen
Schwerpunktsetzungen zu bewälti-
gen sein werden. Im Zusammen-
hang mit der Nachbereitung der ge-
rade noch vereitelten Anschläge
durch islamistische Terroristen ist
deutlich geworden, dass die Polizei
in ihren personellen Kapazitäten
besonders bei den operativen
Einheiten der Kriminalpolizei wie
auch beim SEK erheblich aufge-
stockt werden muss, damit sie die
zwingend gebotenen gefahrenab-
wehrenden und strafprozessualen
Maßnahmen leisten kann. Die
bereits vorgesehene sukzessive
Verstärkung der Kriminalpolizei
mit insgesamt 100 Polizeibeamtin-
nen und -beamten ist ein richtiger
erster Schritt in diese Richtung.
Aber angesichts der Gefährdungs-
lage und der Komplexität von Er-
mittlungsverfahren werden weit
mehr Kräfte gezielt für diesen Be-
reich eingesetzt werden müssen.
Mit einer Vernachlässigung anderer
Aufgaben darf dies aber nicht ein-
hergehen. Es geht kein Weg daran
vorbei:Letztlich muss der zwingend
gebotene zusätzliche Aufwand in
diesem Bereich mit einer ent-
sprechenden Personalaufstockung
durch Neueinstellungen unterlegt
sein.

■ Die Polizei hat in den letzten Jah-
ren die Ermittlungs- und Auf-
klärungsarbeit bis in die Ebene der
Polizeiinspektionen intensiviert.Zu
diesem Zweck wurden in hoher
Zahl spezielle Sachbearbeiterfunk-
tionen geschaffen. Der Präventiv-
bereich wurde und wird ausgebaut.
Für die Aus- und Fortbildung ste-
hen zusätzliche Dozenten und Trai-
ner zur Verfügung.Durchweg muss-
ten diese Strukturveränderungen
aus dem Personalbestand bewältigt
werden, weil kein zusätzliches Per-
sonal zur Verfügung stand. Dabei
diente insbesondere der Wechsel-
schichtdienst der Polizeiinspektio-
nen als „personeller Steinbruch“.
Seit Beginn der 90er Jahre wurden
rund 500 Polizistinnen und Polizis-
ten, die bis dahin im Wechsel-
schichtdienst Verwendung fanden,
in die neuen Aufgabenbereiche um-
gesetzt. Personalersatz hat der
Wechselschichtdienst nicht erhal-
ten. Heute stehen nur noch knapp
über 4000 Polizistinnen und Polizis-
ten für den Einsatz im Wechsel-
schichtdienst zur Verfügung. Seine
Funktionsfähigkeit ist gefährdet.
■ In diesem Zusammenhang muss
auf die Probleme der Altersstruktur
der Polizei und die zunehmenden
Fälle von eingeschränkter Verwen-
dungsfähigkeit aufgrund gesund-
heitlicher Beeinträchtigungen hin-
gewiesen werden. Viele sind schon
aus dem Wechselschichtdienst aus-
geschieden, weil die Gesundheit
den schweren Dienst nicht mehr
zulässt. Darüber hinaus ist die Ein-
satzdisposition der Polizeiinspek-
tionen erschwert, weil rund 200 Be-
amtinnen und Beamte, die dem
Wechselschichtdienst zugeordnet
sind, aufgrund ihrer gesundheitli-
chen Einschränkungen nicht mehr
den Dienst rund um die Uhr ver-
richten bzw. für bestimmte opera-
tive Aufgaben eingesetzt werden
dürfen. Im Übrigen macht sich ge-
rade bei den Polizeiinspektionen in
den Polizeipräsidien Trier und
Westpfalz der weitaus höhere Al-
tersschnitt bemerkbar, der eine
höhere Quote an Arbeitsausfällen
aufgrund altersbedingter Leis-
tungseinschränkungen mit sich
bringt.

■ Ein weiteres Indiz ist die Mehr-
arbeit der Polizei. Inzwischen ist
eine „Bugwelle“ von rund 1,4 Mio.
Mehrarbeitstunden aufgelaufen,
die absehbar nicht durch Freizeit
ausgeglichen, aber wegen der ange-
spannten Haushaltslage auch nicht
bezahlt werden können. Wir gehen
davon aus, dass sich diese Situation
weiter zuspitzen wird.
■ Der Anteil von Frauen im Polizei-
dienst ist in den letzten Jahren ange-
stiegen. Auch wir sind der Auffas-
sung, dass sich die Öffnung des uni-
formierten Polizeidienstes für Frau-
en bewährt hat. Gleichwohl erge-
ben sich Auswirkungen auf die Per-
sonalplanung. Mutterschutzrecht-
liche Beschäftigungsverbote, Beur-
laubungen aus familiären Gründen
und Reduzierung der Arbeitszeit
auf Teilzeitbeschäftigungen führen
zwangsläufig zu Personalausfällen
in steigender Tendenz.
■ Weiter wollen wir auf das Prob-
lem der unplanmäßigen Personal-
abgänge hinweisen. In seiner Ein-
stellungsplanung setzt das Innenmi-
nisterium die Zahl von 100 Beam-
tinnen und Beamten an. Das ist
nach aller Erfahrung zu wenig.

Fazit: Ab 2008 müssen die Ein-
stellungszahlen rauf. Es hilft kein
Zögern, denn mittelfristig wird der
Personalersatz für die steigende
Zahl der Ruhestandsversetzungen
die Einstellung von so vielen Poli-
zeianwärterinnen und -anwärtern
fordern,dass die FH der Polizei ihre
Ausbildungsmöglichkeiten ohne-
hin bis zum Anschlag nutzen muss.

TW

Einstellungszahlen müssen rauf
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GdP-PERSONALFORDERUNG

Anzeige

PSW-Rabatt?
www.psw-rp.de

0 61 31/9 60 09 31

Der geplante Anschlag islamistischer Terroristen wurde ge-
stoppt. Mit einem enorm hohen Personal- und Sachmittelaufwand
gelang es der Polizei in einem monatelangen, über mehrere Län-
der sich erstreckenden Einsatz, das Schlimmste zu verhindern.
Bei aller Freude über den Fahndungserfolg bleibt die Erkenntnis:
Die Personalkapazitäten der Polizei reichen nicht mehr aus.
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Der GdP-Landesvorstand in-
formierte sich im Gespräch
mit Reiner Hamm, Projektlei-
ter Digitalfunk, über den Sach-
stand zur Einführung des Digi-
talfunks. Nach langwierigem
Abstimmungsprozess auf
Bundesebene kann nun die in
Rheinland-Pfalz gebildete
Projektgruppe mit Volldampf
arbeiten.  

Reiner Hamm stellte in seinem
Vortrag die beabsichtigte Betriebs-
organisation für die Behörden und
Organisationen im Sicherheitsge-
füge des Landes dar. Die Betriebs-
organisation wird eine koordinie-
rende Stelle auf Ebene des ISM ge-
meinsam für Polizei, Feuerwehr
und  Rettungsdienste vorsehen,bei

der die BOS-übergreifenden stra-
tegischen Planungen erfolgen. Ihr
nachgeordnet ist die autorisieren-
de Stelle,die das Herzstück der Be-
triebsorganisation darstellt. Dort

setzt die Arbeit seiner Projekt-
gruppe an,die notwendigen Vorbe-
reitungen und Umsetzungsprozes-
se in Teilprojekten zu beschreiben.
Betriebskonzeptionen, Beschaf-
fung und Rollout, Migration und
Betrieb sowie Schulung und Be-
treuung sind Teilprojektaufträge.

Gerade die speziellen Erfordernis-
se der verschiedenen BOS-Berei-
che sind dabei zu berücksichtigen.
In seinem Referat bezog sich Rei-
ner Hamm auf Auswirkungen für
die Polizei und letztendlich den
Anwender vor Ort im Polizei-
dienst. Es werden sich organisato-
rische, personelle und einsatztakti-
sche Strukturen der Polizei verän-
dern. Das will die GdP aufmerk-
sam begleiten, kommentierte Hel-
mut Knerr, im GdP-Landesvor-
stand für Polizeitechnik zuständig.
Bernd Becker und Josef Schuma-
cher  richteten den Blick auf Si-
cherheits- und Gesundheitsaspek-
te, die für die GdP ebenfalls eine
besondere Rolle spielen. Reiner
Hamm bestätigte, dass auch solche
Gesichtspunkte in der Projektrea-
lisierung aufgegriffen werden. HK

Digitalfunk vorgestellt

Kriminalitätsbekämpfung
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NEUE TECHNIK
KURZ & KNACKIG

■ Verwaltung

Gleich 25 Stellen sind der-
zeit in der Polizeiverwaltung
nicht besetzt. Das Personal-
Ist liegt bei 232.

■ LPersVG

Die Landesregierung plant
eine Novelle zum Landesper-
sonalvertretungsgesetz. In-
nerhalb des DGB erarbeitet
eine AG Vorschläge für die
Verbesserung der Beteili-
gungsgrechte und die Rah-
menregelungen. Für die GdP
arbeiten Helmut Knerr, Mar-
garethe Relet und Ralf
Schreiber mit.

■ GdP-Rechtsschutz

Wer bei einem dienst-
lichen Einsatz infolge eines
rechtswidrigen Angriffs ver-
letzt worden ist, kann ge-
genüber dem Schädiger
Schmerzensgeld  im Zivilver-
fahren fordern. Die GdP ge-
währt in solchen Fällen
Rechtsschutz.

Der zivilrechtliche An-
spruch greift auch bei Verlet-
zungen infolge eines Ver-
kehrsunfalls. Ausgeschlossen
bleibt der Rückgriff auf den
Halter und den Unfallverur-
sacher aber dann, wenn der
Fahrer der eigene Kollege
war. Denn in diesen Fällen
überlagert die Dienstunfall-
fürsorge den ansonsten be-
stehenden Schmerzensgeld-
anspruch.

GdP und PSW im
Internet:

http://www.gdp-de/Rheinland-Pfalz
http://www.psw-rp.de

http://www.psw-reisen.de

E-Mail: 

gdp-rheinland-pfalz@gdp-online.de
psw-rp@gdp-online.de

psw-reisen-rp@gdp-online.de

LESERBRIEF

Der Artikel zur Organisations-
optimierung in der November-
Ausgabe der DP hat etliche Leser-
reaktionen hervorgerufen. Mit der
folgenden Zuschrift meldet sich
Kollege Joachim Lieth, Leiter K/3
bei der KI Ludwigshafen, zu Wort:

„Ich möchte aus meiner Sicht
folgende Punkte ansprechen:
●Fahndung als Bestandteil des K 8

Bürofahndung und erkennende
Fahndung unter einem Dach. Hört
sich theoretisch gut an, hat mit der
praktischen Arbeit nichts zu tun.
Aufgrund der Komplexität der
Aufgabenstellung sollte die Fahn-
dung ein eigenständiges Kommis-
sariat werden.
●Anbindung Dauerdienst an K 7

Ein Leiter K 7, an den wie in
Ludwigshafen dann die DV-Grup-
pe, der Erkennungsdienst und der
Dauerdienst angebunden wäre,
hätte eine zu große Führungs-
spanne von Einheiten, die wenig
bzw. keine Berührungspunkte ha-
ben.
● Verlagerung von BtM-Delikten

(„geringe Mengen“) an die PI’en
mit K-Beamten.

Ich gehe sogar noch weiter:
Grundsätzliche Verlagerung von
allgemeinen Verstößen gg. das
BtMG an die PI’en (wie in den
meisten Bundesländern), um end-
lich Freiräume im K3 zu schaffen,
damit Handelsdelikte wirksam
bekämpft werden können. Denn
wie ist die Situation bisher? Größe-
re Verfahren bzw. qualitativ
schwierige Verfahren werden oft-
mals nur halbherzig angegangen
(wenn überhaupt),da das Personal
hierzu nicht ausreicht.Aber gleich-
zeitig häufen sich die einfachen
Vorgänge, die einem die Luft ab-
schnüren.
● Grundsätzlich in der Diskussion
vermisse ich den Ansatz der täter-
orientierten Ermittlungen unter-
halb der Schwelle OK. Noch im-
mer ist die Organisation der Krimi-
nalpolizei an der Tat und nicht am
Täter orientiert. Der Personalan-
satz in den Kommissariaten lässt
solche Ermittlungen meistens gar

nicht zu. Als Beispiel möchte ich
chilenische Einbrecherbanden, or-
ganisierte Trickbetrüger, rumäni-
sche Geldautomatenaufbrecher
usw. nennen. Dazu kommt natür-
lich die PZM.Warum sollte ein Po-
lizeiführer Personal in diese Er-
mittlungsbereiche stecken, wo
doch heutzutage das Schaffen von
Fallzahlen das A und O sind.
Grundsatz: Quantität vor Qualität.
Also lieber noch 1000 ebay-Fälle
„aufreißen“, als an der Sache ori-
entiert zu ermitteln. Die Einrich-
tung einer täterorientierten und
deliktsübergreifenden Einheit wä-
re ein Schritt zu einer modernen
Kriminalpolizei.“

Die GdP sagt herzlichen Dank
für diese und die anderen Rück-
meldungen. Besonders der letzte
Punkt macht auch den Teilneh-
mern am GdP-Orga-Workshop
2006 Sorgen und sie fordern, dass
die Kriminalinspektionen in die
Lage versetzt werden müssen,
Schwer- und Bandenkriminalität
zu bekämpfen. BB
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Gesundheitsrechtler Dr.Jürgen
Faltin vom Gesundheitsministeri-
um relativierte die Hoffnung, es
werde mit dem jetzigen Anlauf 
der JMK sehr schnell zu einer
Rechtsänderung kommen. Er plä-
dierte dafür,auch andere Maßnah-
men zu treffen; beispielsweise die
Fortbildung zu intensivieren, z. B.
durch gemeinsame Veranstaltun-

LANDESJOURNAL

GdP-KRIPOFORUM IN MAINZ

Am Vormittag des 8. November war das KriPoFORUM ge-
prägt von beeindruckenden Referaten und am Nachmittag gab
es prägnante Statements der Podiumsteilnehmer, klare Posi-
tionen und Erfahrungswerte aus dem Kreis der teilnehmenden
Kolleginnen und Kollegen und leidenschaftliche Diskussionen.

Die äußere Leichenschau sollte als hoheitliche Aufgabe
auch hoheitlich, spezialisiert und qualifiziert wahrgenommen
und vom Staat bezahlt werden. Diese Position herrschte auf
Seiten von Polizei und Justiz eindeutig vor, während der Vertre-
ter der Ärzteschaft die Beibehaltung der heutigen Situation als
Beschlusslage vortrug.

■  Wegen der großen Bedeutung des Themas für alle Bundeslän-
der wird ein ausführlicher Bericht im Januar im Bundesteil der
Deutschen Polizei erscheinen.

■  Die Vorträge einiger Referenten werden in der Zeitschrift
„Die Kriminalpolizei“ veröffentlicht.

■  Die GdP dankt allen Teilnehmern für die Unterstützung einer
wirklich guten Sache.

Führte mit einem Fall aus eige-
nem Erleben ins Thema ein:
Bernd Becker
Stellv. GdP-Landesvorsitzender

„Die Begründung der Justizminis-
terkonferenz lässt an Klarheit und
Bestimmtheit kaum Wünsche
offen. Lassen Sie uns jetzt nach
Wegen suchen.“

Belegte eindrucksvoll Komple-
xität und Bedeutung der Leichen-
schau:
Prof. Dr. Thomas Riepert
Inst. f. Rechtsmedizin Uni Mainz

„Es geht darum, den Ärzten bei-
zustehen. Es kann nicht jeder Arzt
in jeder Situation eine korrekte
Leichenschau durchführen.“

Gewährte einen Einblick in die
Praxis des Nachbarlandes:
Oberstleutnant Andreas Huber
Kripochef Polizei Salzburg

„Bei uns wird jede Leiche vom
Sprengelarzt beschaut und zur po-
lizeilichen Kommission gehört
immer ein Arzt.“

Warb nachhaltig für die Umset-
zung des JMK-Beschlusses:
OStA Ralf Tries
Ref.-Leiter Justizministerium

„Die heutige Teilnahme zeigt, wie
die Polizei hinter der Forderung
nach dem amtlichen Leichenbe-
schauer steht.“

Will auch unterhalb der Ände-
rung des Rechts Maßnahmen
treffen:
Dr. Jürgen Faltin
Ref.-L. Gesundheitsministerium

„Weiterbildung zur Leichenschau
könnte Voraussetzung für die Nie-
derlassung als Arzt werden.“

Sieht die Kostenfrage als schwie-
rigstes Problem:
KD Heinz Mertesacker
Polizeiabteilung ISM

„Leichenschau ist eine hoheitliche
Aufgabe; die Kosten müssen von
der Gesellschaft getragen wer-
den.“

Leichenschau
verbessern

gen von Ärzteschaft und Polizei.
Die GdP wird auf Bundes- und

Landesebene das Thema weiter
verfolgen.

Etwa 1200 unentdeckte Tö-
tungsdelikte pro Jahr in Deutsch-
land sprechen eine allzu deutliche
Sprache; das sollte sich unsere Ge-
sellschaft nicht leisten wollen.

BB

Kritisiert auch die ärztl. Leichen-
schau in Kliniken:
Dr. Hartmut Jatzko
Arzt f. Innere Medizin und
Psychotherapeut

„Da wird das weiße Laken noch
mal kurz gelüftet und der Toten-
schein ausgefüllt.“

Vertrat die Beschlusslage des
Vorstandes:
Dr. Günther Hock
Ärztekammer Rheinland-Pfalz

„Ärzte sind qualifiziert, die Lei-
chenschau durchzuführen; leider
drängt die Polizei oft, einen natür-
lichen Tod zu bescheinigen.“
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Zum Mai 2008 werden die
Kolleginnen und Kollegen des
29. Studienganges ihre Ausbil-
dung beenden und zur Bereit-
schaftspolizei versetzt. In der
Folge werden 190 Kolleginnen
und Kollegen zum 1. Juni 2008
die Polizeipräsidien verstärken.
Wichtigste Botschaft: Es wird
auch weiterhin Versetzungs-
möglichkeiten zu den Präsidien
Westpfalz und Trier geben. Die
Hälfte der Stellen ist für Verset-
zungen nach Liste vorgesehen.
Die Einrichtungen werden ins-
gesamt mit 40 Kolleginnen und
Kollegen verstärkt. Der soge-
nannte Stellenpool für Eltern-
zeit wird von 55 auf 75 aufge-
stockt. Der Deckungsgrad zwi-
schen Orientierungsstärke und

IST-Stärke wird dann bei den
Präsidien Koblenz, Rheinpfalz,
Mainz und Trier bei 102,5% lie-
gen, beim PP Westpfalz bedingt
durch die Personalzuweisungen

zur WM bei 107,7%. Diese ei-
gentlich positiven Zahlen täu-
schen über bereits heute beste-
hende tatsächliche Personal-
probleme, insbesondere im
Wechselschichtdienst, hinweg.
Seit 1993 wurden viele neue
Funktionen (z. B. Jugendsach-
bearbeiter, Fahndung, szene-
kundige Beamte) geschaffen, je-
de für sich betrachtet durchaus
sinnvoll und wünschenswert.
Dies hat in der Folge dazu ge-
führt, dass dem Wechselschicht-
dienst ca. 500 Sachbearbeiter
entzogen wurden. Denn die Per-
sonalabgänge für neue Funktio-
nen und Aufgaben wurden nicht
durch Mehreinstellungen kom-
pensiert. Die GdP fordert be-
reits seit Jahren, dass neuen

Funktionen und Aufgaben auch
das Personal folgen muss, da an-
sonsten in anderen Bereichen
Fehlstellen entstehen. Außer-
dem ist dieser Deckungsgrad
auch durch die Effekte der Ver-
längerung der Lebensarbeitszeit
entstanden, welche sich ab dem
Jahr 2009 umkehren werden.
Die Situation insbesondere im
Wechselschichtdienst wird sich
noch erheblich verschlimmern,
wenn in den Folgejahren die
starken Geburtsjahrgänge in
den Ruhestand treten. Hier ist
die Landesregierung aufgefor-
dert, durch eine Erhöhung der
Einstellungskontingente gegen-
zusteuern, um ein Desaster in
den Schichten zu verhindern.

HWG

Verstärkung der Polizeipräsidien
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VERSETZUNGEN 2008

DGB

Gespräch mit SPD-Abgeordneten
Deutscher Gewerkschafts-

bund – Region Westpfalz – lud
ein zu einem Hintergrundge-
spräch mit den örtlichen Land-
tagsabgeordneten der SPD.

Am 20. 9. 2007, 18.00 Uhr, lud
der DGB Westpfalz zu einem
Gespräch ein, in dem Besol-
dungsfragen, Eingruppierungen
und politische Zielsetzungen be-
leuchtet werden sollten.

Durch die Diskussion mit den
beiden SPD-Politikern Thomas
Wansch und Alexander Fuhr
führte der Regionsvorsitzende
Michael Detjen. Kurz aber präg-
nant wies er auf Abschlüsse von
über 4% in anderen Bereichen
hin und stellte danach die einfa-
che Frage: „Warum klappt das
mit 2,9% für die Beamten
nicht?“ Herr Wansch erklärte,
dass man seitens der SPD-
Fraktion zwar ebenso das Mehr
von Steuereinnahmen von ca.
600 000 € begrüße, sehe aber bei
der entgegenstehenden Neuver-
schuldung von ca. 1 Milliarde €

keinen Spielraum für mehr als
0,5%. Herr Fuhr erinnerte da-
ran, dass allein für die Perso-
nalkosten in Rheinland-Pfalz
41,4% des gesamten Haushaltes
aufgewendet werden müssten,
Personalkosten, die zum Groß-
teil für die Bezahlung der Beam-
ten zu Buche schlagen würden.

Dies sei Spitze in der Bundes-
republik, weshalb er die süffisan-
te Frage stellte, „haben wir zuviel
Beamte oder werden sie zu gut
bezahlt?“ Etwas ernster fuhr er
dann fort, dass „der öffentliche
Dienst auf Dauer ja nicht abge-
koppelt werden soll, aber im Mo-
ment habe man eben keinen
finanziellen Spielraum.“ Herr
Wansch wies auch darauf hin,
dass man nach Meinung der Re-
gierung  gerade für die Polizei in
letzter Zeit doch einiges getan
habe, u. a. habe man auch das
Eingangsamt nicht abgesenkt
und in A 9 gelassen.Hier erinner-
te Koll.Heinz Rahm an die Kien-
baum-Studie, wo ausdrücklich

festgestellt wurde, dass der Poli-
zeidienst mindestens in A 11 an-
zusiedeln sei und forderte vehe-
ment das Finanz-Verteilungsge-
schehen auch für die rheinland-
pfälzischen Beamten. Natürlich
sei für die Polizei in den letzten
Jahren einiges getan worden, wi-
dersprach Koll. Jürgen Moser
Herrn Wansch nicht, aber man
kümmere sich, – was für die Ver-
brechensbekämpfung ja zwangs-
läufig notwenig sei – für die Poli-
zei als System, aber keinesfalls
für den einzelnen Beamten!

Herr Schäfer von der GEW
sprach von einer regelrechten
Politikverdrossenheit, die sich
bei den Beamten breitgemacht
habe und verwies auf die sog.
Rotstiftliste,die von der GdP zu-
sammengestellt wurde, um die
unzähligen finanziellen Ein-
bußen des letzten Jahrzehntes
aufzulisten. „Stellen Sie nicht
immer nur Vergleiche mit ande-
ren Bundesländern an, sondern
sorgen Sie einfach nur für die
Umsetzung des Tarifabschlus-
ses“, so seine Forderung.

Herr Wansch teilte mit, dass
die Botschaft angekommen sei,
„der Druck ist ausreichend ver-
deutlicht worden.“ Und weiter:
„Im Jahr 2008 wird es einen
Neueinstieg für den Doppel-
haushalt 2009/2010 geben, aber
für 2007 kann ich leider keine
Versprechungen machen!“, so
die abschließende Aussage, die
geradezu gewerkschaftliche Ak-
tivitäten herausfordern.

Werner Hilmer

STELLENVERTEILUNG
ZUM 1. 6. 2008

PP Koblenz 56
PP Mainz 43
PP Rheinpfalz 38
PP Trier 32
PP Westpfalz 21
Bepo 26
Wapo 5
LKA 5
LPS 2
ZPT 2

V. l. n. r.:  Alexander Fuhr, Thomas
Wansch und Michael Detjen



Lust auf Geld
vom Staat?

„GdP-Rente”
jetzt beantragen!

Die „GdP-Rente” ist zur Zeit aktueller denn je.
Sichern Sie sich jetzt staatliche Zuschüsse und Steuervorteile. 
Wie? Wir beraten Sie gern! 

Ein Unternehmen der SIGNAL IDUNA Gruppe

SIGNAL IDUNA Gruppe  ● Direktionsbevollmächtigter Stefan Frey
Mobil (01 71) 9 55 98 80  ● Telefax (0 69) 29 85-4 44 ● stefan.frey@signal-iduna.net

GdP-Rente
Ein Produkt der IDUNA Leben 
in Konzernverbundenheit mit der
PVAG Polizeiversicherungs-AG

Im Reisepreis enthalten:
● ● Busfahrt in einem modernen Reisebus von Mainz nach
Villanders/Südtirol und zurück (andere Zusteigemöglichkeiten nach Absprache) 
● Sämtliche Transfers zu den Skigebieten ● Sauna- und Hallenbadbenutzung      
● Die 7- und 9-tägige Reise beinhaltet noch einen Tiroler Abend 
(Musik und Tanz im Hotel) mit rustikalem Bauernbuffet, Hüttenabend auf der Villanderer Alm usw.
Die Skigebiete:
Skisafari heißt: Skifahren jeden Tag in einem anderen großen Skigebiet in Südtirol (auch bei der
Wochenendausfahrt). Dazu wird ein „Super-Dolomiti-Skipass“ (fakultativ) benötigt Vorgesehen sind folgen-
de Skigebiete: Kronplatz, Plose, geführte Sella Ronda, Corvara, Obereggen, Sexten usw.
Neu: alpine Gebirgsjägertour (Arabba, Civetta, Monte Pelmo, Tofana, Lagazuoi, Sella 
Skipasspreise 2008 (fakultativ) Dolomiti Superski:
3 Tage: 105,00 €, Senioren  94,00 € (vor dem 01.12.1947 geboren)
6 Tage: 184,00 €, Senioren 166,00 €, 9 Tage: 240,00 €, Senioren 217,00 €
Anmeldung: 
Bitte rechtzeitig anmelden. Einzelzimmer werden nach Eingang der Anmeldung vergeben. Durchführung
ab 20 Teilnehmern. Bei kurzfristigen Absagen wird eine Stornogebühr von € 50,00 (Anz.) erhoben.

Anmeldung: Wolfgang Schmidt, Tel.: 07171-61385, Fax: 07171-69526, wschmi@t-online.de
oder bei Klaus Hinderer, Pressestelle PD Waiblingen, Tel.: 07151-950203

Weitere Unterlagen zur Skisafari werden nach Anmeldung übersandt.

Skisafari in Südtirol
3 Tage Skifahren 11. Januar – 13. Januar 2008  € 240,00  
7 Tage Skifahren 13. Januar – 19. Januar 2008

09. März  – 15. März  2008 € 520,00
9 Tage Skifahren 11. Januar – 19. Januar 2008 € 625,00
Preise pro Person im Doppelzimmer Halbpension
Einzelzimmerzuschlag pro Person/Tag € 15,00

PSW-Reisen GbR, Nikolaus-Kopernikus-Str. 15, 55129 Mainz, psw-rp@gdp-online.de

Anzeigen
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Am 22. und 23. Oktober fand
das zweite PR-Seminar für den
Tarifbereich statt.

Dieter Kronauer und Marga-
rethe Relet referierten zu den
Themen Arbeitszeit und Zusam-
menarbeit der Personalräte mit
der Gleichstellungsbeauftragten
und der Schwerbehindertenver-
tretung. Reg.-Direktor Klaus
Kessler vom Innenministerium
erläuterte am zweiten Seminar-
tag die Verfahrensweisen der
Eingruppierungen nach dem

neuen TV-L. Er wies auf Beson-
derheiten bei Neueinstellungen
und bei Höhergruppierungen be-
reits Beschäftigter während der
Übergangsphase bis zum Inkraft-
treten einer neuen Entgeltord-
nung hin. Es ergaben sich eine
Vielzahl von Fragen rund um die
Eingruppierung, aber auch allge-
meine Fragen zum TV-L,die Herr
Kessler in seiner bekannten Art
und Weise zur Zufriedenheit der
Seminarteilnehmer beantworten
konnte. MR

Zweites PR-Seminar

LANDESJOURNAL

TARIF LESERBRIEF

Norbert Heil, KG PD Kaiserslautern, 59 Jahre
Karl-Heinz Kärcher, KG Vorderpfalz, 59 Jahre
Gerhard Stock, KG Südpfalz, 87 Jahre
Otto Giesen, KG PD Mayen, 91 Jahre
Werner Sorg, KG Vorderpfalz, 53 Jahre
Bernhard Stanislowsky, KG PP/PD Koblenz, 95 Jahre

Wir werden ihnen ein ehrendes Andenken bewahren.

WIR TRAUERN UM RUHESTANDSVERSETZUNGEN

Andreas Schrumpf, KG PD Kaiserslautern
Edgar Andreas Schneider, KG PP/PD Koblenz
Horst Kelch, KG PP/PD Koblenz
Bernd Dahinten, KG Landeskriminalamt
Hans-Jürgen Fuhrmann, KG PD Wittlich
Astrid Küchle-Zeuner, KG Bepo Koblenz
Peter Unkelbach, KG Ww/Rhein-Lahn
Wolfgang Eimers, KG Ww/Rhein-Lahn
Klaus-Jürgen Apsel, KG PP/PD Koblenz
Hugo Grill, KG PD Kaiserslautern
Wilfried Stein, KG PD Pirmasens

Innere Sicherheit
Da wird, auch mit Unterstüt-

zung der GdP, die heimliche On-
line-Durchsuchung von privat ge-
nutzten PC gefordert, obwohl
noch nicht einmal die einfachsten
und logischsten Dinge des Alltags
möglich sind. Datenschutz und
Rechtsauffassungen schlagen hier
die tollsten Kapriolen.

Versuchen wir einmal im
EWOIS eine Person zu finden,
welche mit einer Auskunftssperre
versehen ist. Vergebliche Liebes-
mühe. Nur unter Verwendung des
Namens kommt man nicht an die
Person heran. Ja man müsste die
Anschrift,sprich Straße und Haus-
nummer, wissen. Dann bekommt
man wenigstens den Hinweis, dass
unter der Adresse eine Person mit
AS gemeldet ist. Dass es aber un-
sere gesuchte Person ist,wird nicht
angeführt. Dies dann auch noch
am Wochenende und es ist Ende
im Schacht. In besonderen Kran-
kenanstalten – Suchtkliniken –
aufenthältliche Personen müssen
der Meldebehörde bei einer Dau-
er unter sechs Monaten nicht ge-
meldet werden. Die örtliche Poli-
zei hat demnach keinerlei Er-
kenntnisse bzw. kann die auch
nicht erlangen, dass sich in diesen
Einrichtungen unter Umständen
Schwerstkriminelle aufhalten.
Gleiches widerfährt einem bei ZE-
VIS.Gibt man ein Kennzeichen ei-
nes abgemeldeten Fahrzeuges ein,
erfolgt keine Meldung über den
letzten Halter. Man müsste die
FIN des Fahrzeuges eingeben,
dann würde man Antwort erhal-
ten, ist zu erfahren.Woher die FIN

nehmen, wenn der Zeuge nur das
Kennzeichen abgelesen hat.

Purzelbäume könnte man
schlagen bei der Rechtsauffassung
von manchen Staatsanwaltschaf-
ten und Gerichten in Bezug auf
Verbindungsdaten (Funkzellen)
nach 100g/h StPO.

Da gelten Wohnungseinbrüche,
Serien von PKW-Aufbrüchen usw.
nicht mehr als Straftaten von be-
sonderer Bedeutung. Wenn sie
noch als solche anerkannt werden,
dann steht nicht fest,dass die Täter
auch ein Handy dabei hatten, ge-
schweige denn dieses benutzt ha-
ben.

Gestohlene Handys können
nicht mittels IMEI-Suchlauf über-
wacht werden, da der Nutzer die-
ses im guten Glauben erworben
haben könnte und somit nur Zeu-
ge wäre. Selbst wenn er als Hehler
anzusehen wäre, wäre dies im Zu-
sammenhang mit dem entwende-
ten Handy als Bagatelltat anzuse-
hen und daher auch nicht mittels
100 g/h StPO zu überwachen.

Weltfremde Begründungen
zum Zwecke der Ablehnung der
Anregungen füllen ganze Leitz-
Ordner. Allerdings erfolgt sofort
ein Beschluss, wenn A den B am
Telefon anonym beleidigt hat. Da
hat er ja nachweislich ein Telefon
benutzt.

Dass Straftäter alle diese
Lücken kennen und ausnützen ist
uns bekannt. Abgestellt wird es
nicht.Warum auch. Bisher ist es ja
noch immer gutgegangen.

Bernd Lorenz,
PI Kirchheimbolanden

KG PP/PD KOBLENZ – SENIOREN

Termine 2008
Stammtisch
im Soldatenheim Horchheimer Höhe,Von-Galen-Str. 1,
jeweils ab 16.00 Uhr
9. Januar, 6. Februar, 5. März, 2.April, 3. September,
1. Oktober, 5. November

Stammtisch 
im Wüstenhof,Vallendar, ab 16.00 Uhr
4. Juni, 6.August

Bustour
7. Mai (Ziel noch unbekannt)

Grillfest 
in der Falkensteinkaserne ab 16.00 Uhr
2. Juli

Weihnachtsfeier 
im Weinhaus Merkelbach, ab 17.00 Uhr
3. Dezember

Ansprechpartner:
Josef Baus,Waisenhausstr. 4, 56073 Koblenz,
Tel./Fax: 02 61/40 92 97, E-Mail: JosefBaus@aol.com


